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Erster Teil   Buchführung

A. Buchführungs u. Aufzeichnungsvorschriften


I. Buchführungspflicht

1. Handelsrechtliche Buchführungspflicht
    vgl. §§ 238 HGB, 91 AktG, 41 GmbHG, 33 GenG.


Gem. § 238 HGB ist jeder Kaufmann verpflichtet Bücher zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach dem Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen.
    

Nach dem neuen Recht ist Kaufmann:

Jeder Gewerbetreibende bzw. jedes gewerbliche Unternehmen, dessen Unternehmen einen nach Art und Umfang in kaufmännischer Weise engerichteten Geschäftsbetrieb erfordert.

Gewerbe im Handelsrecht ist eine Tätigkeit, die:

· selbständig ausgeübt wird

· auf Dauer angelegt ist

· nach außen erkennbar ist

· in erlaubter Weise

· mit Gewinnerzielungsabsicht durchgeführt wird

· kein freier Beruf ist

Kriterien für  „nach Art und Umfang“ eines gewerblichen Unternehmens:

Art:

· Natur und Vielfalt der gewöhnlichen Geschäfte

· Abwicklungsweise der gewöhnlichen Geschäfte

· Vielfalt der Leistungen oder Erzeugnisse

Umfang:

· Größenordnung wie Größe der Anlage

· Höhe des Betriebskapitals

· Volumen des Umsatzes

· Zahl der Beschäftigten

· Zahl der Betriebsstätten

· Höhe des Kreditbedarfs

Beginn:
Mit Beginn der Tätigkeit, Eintragung bzw. Entstehung

Ende:
Die Pflicht und das Recht zur Buchführung gem. §§ 238 ff HGB enden stets im Zeitpunkt 
der Betriebsaufgabe
       


2. Steuerrechtliche Buchführungspflicht


a. Derivative Buchführungspflicht gem. § 140 AO.
Wer nach anderen Gesetzen als den Steuergesetzen Bücher und Aufzeichnungen zu führen hat, die für die Besteuerung von Bedeutung sind, hat die Verpflichtungen, die ihm nach den anderen Gesetzen obliegen, auch für die Besteuerung zu erfüllen.


b) Originäre Buchführungspflicht gem. § 141 AO.
Dies stellt eine Erweiterung der Buchführungspflicht dar, da damit auch Gewerbetreibende und Land- u. Forstwirte, die nach den Feststellungen der letzten Veranlagung bestimmte Grenzen wie:

                              
             
- Umsatz              
 500.000 DM
              
- Gewinn              
   48.000 DM
           
- Wirtschaftswert  
   40.000 DM


überschritten haben und bisher nicht buchführungspflichtig waren, ebenfalls in die Buchführungs-pflicht mit einbezogen werden.
   
Die steuerrechtliche Buchführungspflicht erstreckt sich auch auf das Sonderbetriebsvermögen, Rechtsgrundlage hierfür ist § 141 AO.



Beginn Gem. § 141 AO ist die Buchführungspflicht vom Beginn des Wirtschaftsjahres zu erfüllen, das auf die Bekanntgabe der Mitteilung folgt, durch die die Finanzbehörde auf den Beginn dieser Verpflichtung hingewiesen hat.


Ende:  Gem. § 141 AO endet die Verpflichtung zur Buchführung ein Jahr nach Ablauf des Wirtschaftsjahres, in dem die Finanzbehörde feststellt, daß die Voraussetzungen der Buchführungspflicht nicht mehr vorliegen.
      


II. Aufzeichnungspflichten


1. Außersteuerliche Aufzeichnungspflichten

Nach einer Vielzahl von landesrechtlichen Regelungen gibt es Aufzeichnungspflichten für Angehörige   

bestimmter Berufsgruppen. Die folgende Aufzählung ist nicht erschöpfend.

    
- Metallbuch ( Altmetallhändler )
       
- Giftbuch ( Apotheker )
       
- Depotbücher ( Banken )
       
- Geburtenregister ( Hebammen )
       
- Fremdenbücher ( Hotelgewerbe )
       
- Kehrbuch ( Schornsteinfeger )
       
- Kellerbuch ( Weinbaubetriebe )
       
- Trödelbuch ( Trödelhändler )
       
- Wildhandelsbuch ( Wildbrethändler )
         
  usw.

Durch § 140 AO werden jedoch diese Aufzeichnungspflichten auch zu steuerrechtlichen Aufzeichnungspflichten erklärt, soweit dies steuerrechtlich relevant ist.

2. Steuerliche Aufzeichnungspflichten




z. B.


a) Wareneingang gem. § 143 Abs. 1 AO      
(Gewerbliche Unternehmer)
       
b) Warenausgang gem. § 144 Abs. 1 AO      
(Gewerbliche Unternehmer, die an 


    andere gewerbliche Unternehmer verkaufen)

       
c) Aufzeichnungen für die Umsatzsteuer gem. § 22 UStG i. V. mit §§ 63 bis 68 UStDV

d) Geringwertige WiGü gem. § 6 Abs.2 S.4 EStG
       
e) WiGü, für die erhöhte Absetzungen oder Sonderabschreibungen in Anspruch 


    genommen werden gem. § 7a Abs.8 EStG
       
f) Aufwendungen i. S. des § 4 Abs.5 Nr.1-5, 6b + 7 EStG gem. § 4 Abs.7 EStG
       
g) Lohnkonto gem. § 41 EStG u. § 4 u.6 LStDV


Die Aufzeichnungspflichten sind dann von Bedeutung, wenn Steuerpflichtige nicht buchführungspflichtig sind, oder die genannten Angaben nicht schon aus der Buchführung hervorgehen.


B. Aufbewahrungspflichten

I. Nach Handelsrecht gem. § 257 HGB

1. Handelsbücher, Inventuren, Eröffnungsbilanzen, Jahresabschlüsse, Lageberichte,  

    Konzernabschlüsse, Konzernlageberichte, Arbeitsanweisungen u. sonstige Organisations- 

    unterlagen hierzu     
10 Jahre
     
2. Buchungsbelege    
  6 Jahre

3. Handelsbriefe
       6 Jahre


II. Nach Steuerrecht gem. § 147 AO

Gleiche Aufbewahrungspflichten wie nach Handelsrecht

Speicherbuchführung vgl. § 146 AO

C. Inventur
      
Die Verpflichtung zur Bestandsaufnahme des Vermögens u. der Schulden z. Bilanzstichtag ergibt sich aus § 240 HGB
Inventurerleichterungen



Zeitnahe Inventur   
Stichproben    

Permanente                 Zeitlich verlegte
                    
Inventur       

Inventur                        Inventur

10 T. vor oder      
Ermittlung     

Es handelt sich um       Innerhalb v.3 M. 
10 T. nach Ab-      
mit Hilfe      


eine Buchinventur         vor oder 2 M.  
schlußstichtag      
anerkannter    

mit körperl.Inventur.      nach dem Bilanz-
                    
mathematisch-  

Die körperl.Bestands-    stichtag wird der
R 30 Abs.1 EStR     
statistischer  

aufnahme erfolgt zu       Bestand ganz od.
                    
Methoden       

einem anderen Zeit-      teilweise nach 
                                   



punkt als zum Bilanz-    Art u. Menge er-
                    
§ 241 Abs.1    

stichtag und ist mit         faßt u. der Ge-
                    
HGB            

Hilfe v. Lagerbüchern     samtwert ist auf 
                                   



fortzuschreiben.             den Bilanzstich-

                                         
                   tag fortzuschrei-
                                                               ben bzw. zurück-




                   zurechnen.

                        § 241 Abs.2 HGB i.V.      § 241Abs.3 HGB
                        mit R 30 Abs.2 EStR       i.V. mit R 30





Abs. 3 EStR
D. Inventar
   
Jeder buchführungspflichtige Unternehmer hat gem. § 240 HGB oder § 141 Abs.1 AO zu Beginn der Geschäftstätigkeit, am Ende eines jeden Geschäftsjahres u. bei Beendigung der Geschäftstätigkeit ein Inventar aufzustellen, in dem alle Vermögens- u. Schuldwerte nach Art, Menge u. Wert erfaßt sind.

E. Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

Bei den GoB handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, d.h. um eine Gesetzeslücke, die durch praktische Übung der Kaufleute, durch die Rechtsordnung, Erlasse, Steuerrichtlinien, Gutachten von Behörden und durch die wissenschaftliche Diskussion ausgefüllt werden muß. Es sind dabei die durchschnittlichen Anforderungen an die Redlichkeit und Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zugrundezulegen, vgl. BStBl 1966 III S. 372.



GoB


















Grundsätze ordnungsmäßiger

Bilanzierung

Grundsätze

ordnungsmäßiger

Inventur

Grundsätze 

ordnungsmäßiger

Buchführung

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung

- alle Geschäftsvorfälle müssen vollständig, richtig und zeitgerecht erfaßt werden

- die Eintragungen sind in lebender Sprache vorzunehmen

- Buchungen dürfen nicht nachträglich so verändert werden, daß der ursprüngliche Inhalt nicht mehr 

  feststellbar ist

- keine Buchung ohne Beleg

- bei Kreditgeschäften sind Entstehung d. Forderungen u. Schulden u. ihre Tilgung als getrennte 

  Geschäftsvorfälle zu behandeln

- die Buchführung muß so beschaffen sein, daß einem sachverständigen Dritten innerhalb 

  angemessener Zeit ein Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die Vermögenslage des 

  Unternehmers vermittelt werden kann.

Die GoB sind nicht abschließend gesetzlich geregelt. Durch den generellen Verweis auf die GoB

in § 238 Abs.1 S.1 HGB und die Generalklauseln für die Aufstellung von Jahresabschlüssen in den

§§ 243 und 264 Abs.2 HGB ist gewährleistet, daß die GoB sich entsprechend zukünftigen Ver-

änderungen der Anforderungen an die Rechnungslegung fortentwickeln können.

Übersicht über die gesetzlichen Regelungen der GoB


Einkommens-

ermittlung nach § 5 Abs.1 EStG
Einkommens-

ermittlung nach § 4 Abs.1 EStG
Einkommens-

ermittlung nach § 4 Abs.3 EStG

Grundsätze zeitgerechter Bilanzierung




· Aufstellungsprinzip

· Stichtagsprinzip

· Periodisierungsprinzip

· Erhellungsprinzip
243 Abs.3

264 Abs.1 HGB

242 Abs.1 HGB

252 Abs.1 Nr.5 HGB

252 Abs.1 Nr.4 HGB
4 Abs.1

4a Abs.1 Nr.2+3 EStG
4a Abs.1 Nr. 3 EStG

Nominalwertprinzip




· Grundsatz der nominellen

Kapitalerhaltung

· AK/HK-Prinzip
244 HGB

253 Abs.1 HGB
6,7 EStG
7 EStG

Going-Concern-Prinzip
252 Abs.1 Nr.2 HGB
6 Abs.1 Nr.1 S.3 HS.2

EStG



Einkommens-

ermittlung nach § 5 Abs.1 EStG
Einkommens-

ermittlung nach § 4 Abs.1 EStG
Einkommens-

ermittlung nach § 4 Abs.3 EStG






Grundsätze der Bilanzklarheit

und Übersichtlichkeit
243 Abs.2, 266 HGB
145 AO, 60 EStDV
145 AO






Einzelabbildungsgrundsätze




· Grundsatz der Einzelbilan-

      zierung

· Grundsatz der Einzel-bewertung

· Saldierungsverbot
240 Abs.1 HGB

252 Abs.1 Nr.3 HGB

246 Abs.2 HGB
6 Abs.1 S.1 EStG

6 Abs.1 S.1 EStG

6 Abs.1 S.1 EStG







Grundsatz der Bilanz-wahrheit




· objektive Richtigkeit

· subjektive Willkürfreiheit
246 Abs.1 HGB

(Treu und Glauben)
90 AO

 (Treu und Glauben) 150 Abs.2 AO
90 AO 

(Treu und Glauben) 150 Abs.2 AO






Grundsätze des Bilanz-

zusammenhangs




· Grundsatz der Bilanz-

      identität

· Grundsatz der formellen

Kontinuität

· Grundsatz der materiellen

      Kontinuität
252 Abs.1 Nr.1 HGB

265 Abs.1 HGB

252 Abs.1 Nr.6 HGB

252 Abs.2 HGB

6 Abs.1 Nr.1 S.4,

7 Abs.3 EStG
6 Abs.1 Nr.1 S.4,

7 Abs.3 EStG
7 Abs.3 EStG






Vorsichtsprinzip




· Allgemeines Vorsichts-

prinzip

· Realisationsprinzip

· Imparitätsprinzip

· strenges Niederstwert-

      prinzip

· gemildertes Niederstwert-

prinzip

· Rückstellung

· Höchstwertprinzip
252 Abs.1 Nr.4 HS.1,

253 Abs.1 Nr.2, 

253 Abs.4 HGB,

6,7 EStG

252 Abs.1 Nr.4 HS.2

HGB

252 Abs.1 Nr.4 HGB

253 Abs.2 Nr.3 HS.2

HGB

253 Abs.3 HGB

249 Abs.1 Nr.1 HGB
6,7 EStG

6 Abs.1 Nr.1 u.2 EStG

6 Abs.1 Nr.1 u.2 EStG

6 Abs.1 Nr.3 EStG


7 EStG



Wirtschaftlichkeitsgrundsatz




· Grundsatz der wirtschaft-

lichen Zugehörigkeit

· Grundsatz der Wesentlich-

      keit
242 Abs.1 HGB

240 Abs.3, 256 HGB
39 AO

6 Abs.2 EStG, 44 Abs.

2 S.2 EStR, 157 Abs.4

EStR
39 AO

44 Abs.

2 S.2 EStR, 157 Abs.4 EStR

Grundsätze ordnungsgemäßer Inventur

- Grundsatz der Richtigkeit

- Grundsatz der Klarheit

- Grundsatz der Vollständigkeit
                              

      
F. Buchführungsmängel und Rechtsfolgen

I. Formelle Mängel


z.B.

· Verwendung von Buchführungssystemen, die nicht zugelassen werden (kameralistische 

    
Buchführung)


- 
EDV-Buchführungssysteme, die nicht geprüft sind 

· Verwendung von Kontenplänen, die nicht aktuell u. zweckmäßig sind

· nicht ordnungsgemäße Belegablage

II. Materielle Mängel


z.B.

· es sind nicht alle buchungspflichtigen Geschäftsvorfälle erfaßt

· Geschäftsvorfälle sind nicht richtig bzw. klar erfaßt

· die Periodenabgrenzung wurde nicht berücksichtigt




III.   Rechtsfolgen v. Buchführungsmängel

Grs. sind gem. § 158 AO die Buchführung und Aufzeichnungen des Stpfl. der Besteuerung zugrundezulegen. Bei formellen Mängel aber sachlicher Richtigkeit erfolgt keine Schätzung. Ist eine
Korrektur der Buchführungsfehler nicht möglich, hat eine Schätzung zu erfolgen.

1.  
Schätzung gem. § 162 AO

       
     Kann der Stpfl. steuerrechtlich vorgeschriebene Bücher und Aufzeichnungen nicht 


vorlegen bzw. der Buchhaltung ist die Beweiskraft nach § 158 AO zu versagen, ist zu 


schätzen.

       
1. Stufe:  Einzelschätzung   
(Korrektur einzelner Fehler)
       
2. Stufe:  Teilschätzung         
(Korrektur einzelner Bereiche)
       
3. Stufe:  Vollschätzung



       
Schätzungsmethoden

       
- Betriebsvergleich  (interner und externer Vergleich)

       
- Einzelschätzung    (Rohgewinn-Reingewinnschätzung, Vermögenszuwachsrechnung)

       
- indirekte Methode  (bei Besteuerung v. Auslandsbeziehungen zu Betriebsstätten)


2.     
Festsetzung v. Zwangsgeldern gem. §§ 328, 329 AO bei Nichterfüllung v. 


Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten

3.     
Steuerstrafrechtliche und ordnungswidrigkeitsrechtliche Folgen gem. §§ 370, 378 u. 


379 AO

4.     
Verfolgung von Konkursstraftaten nach §§ 283 ff StGB

5.     
Verfolgung wegen Urkundenunterdrückung, wenn Buchführungsunterlagen vernichtet, 
beschädigt oder bei Prüfungen vorenthalten werden, vgl. § 274 StGB

6.
Verfolgung nach den für die jeweiligen Rechtsformen maßgebenden Vorschriften gem. 


§§ 400, 401 AktG, 280 GmbHG, 147 GenG.

Zweiter Teil   Jahresabschluß nach Handels- u. Steuerrecht


G. Bestandteile des Jahresabschlusses

I. Der Jahresabschluß im Steuerrecht

Gewinnermittlung nach





§ 4 Abs.1 EStG                          


§ 5 EStG              
           
- Bilanz                                


- Bilanz
                                                     



  (Steuerbilanz oder
           
- G+V (wenn die Bücher                   


  Handelsbilanz)
             
  den Grundsätzen dop-                  
             
  pelter Buchführung                    


- G+V 
             
  entsprechen)                            


  (doppelte Buchführung
                                                      



  ist vorgeschrieben                   


                                        
  vgl. R 29 Abs.2 EStR
             
                                                     




              
  vgl. § 60 Abs.1 EStDV 



vgl. § 60 Abs.1 EStDV 



                                                   



- Erläuterungen betr.
                                                     



  Anpassung der Steuer-
                                                     



  bilanz an die Handels-
                                                     



  bilanz

                                                   



  -  Anhang
                                                                      


  -  Lagebericht 
                                                                      

                     -  Prüfungsbericht
                                                                                                                         wenn vorhanden


II. Der Jahresabschluß im Handelsrecht




1. Für alle Kaufleute                      






2. Für KapGes 

          - Bilanz  § 242 Abs.1 HGB                  
   
           - Bilanz  §§ 242

                                 



                       i.V.m.     
          - G+V    § 242 Abs.2 HGB                  
    
           - G+V  264 Abs.2  HGB

                                              


           - Anhang   §§ 264 Abs.1 






                                 i.V.m. 284 ff HGB

                                                


             zusätzlich
                                              


           - Lagebericht § 289 HGB

H.  Bilanzierungsgrundsätze

I.  Grundsätze zur Bilanzaufstellung

1. Stichtagsprinzip


Das Stichtagsprinzip regelt die Frage, welcher Zeitpunkt für die Bilanzerstellung maßgeblich ist, vgl. hierzu §§ 242 Abs.1 u. 252 Abs.1 Nr.4 HGB. Beachte Wertaufhellungstheorie:

Die zwischen dem Bilanzstichtag u. dem Tag der Bilanzaufstellung erlangte bessere Erkenntnis über die Verhältnisse am Bilanzstichtag ist zu berücksichtigen, vgl.H 29 GoB EStR.

Wertbeeinflussende Tatsachen sind solche, die die am Bilanzstichtag bestehenden tatsächlichen Verhältnisse erst nach dem Bilanzstichtag verändern = keine Berücksichtigung bei der Bilanzierung am vorangegangenen Bilanzstichtag, vgl. BStBl 1978 II S. 497.

Wertaufhellende Tatsachen sind solche, die am Bilanzstichtag noch nicht eingetreten oder noch nicht bekannt waren, aber die Verhältnisse am Bilanzstichtag objektiv zeigen, weil sie einen Rückschluß auf die Wertverhältnisse am Bilanzstichtag zulassen, vgl. BStBl 1973 II S.485.


2. Grundsatz der Bilanzklarheit und Bilanzwahrheit

Der Jahresabschluß muß klar und übersichtlich sein, vgl. § 243 Abs.2 HGB.

Grundsatz der Klarheit                  

Grundsatz der Wahrheit
      
Die Posten sind ihrer Art               

Die Posten sind entsprechend 
nach eindeutig zu be-                   

dem Posteninhalt u. Postenwert
zeichnen                                

      zu bezeichnen



3.  Nominalwertprinzip  (Prinzip der nominalen Kapitalerhaltung)

Der Jahresabschluß ist in deutscher Sprache und in Euro aufzustellen, vgl. § 244 HGB.



II. Grundsätze zur Bilanzgliederung (formelle Bilanzkontinuität)

1. Grundsatz der Ausweisstetigkeit § 265 Abs.1 HGB

    Durch gleiche Gliederung in aufeinanderfolgenden Jahresabschlüssen und gleiche 

    Posteninhalte sollen  aufeinanderfolgende Jahresabschlüsse vergleichbar gemacht werden.

2. Angabe der Vorjahreszahlen § 265 Abs.2 HGB

3. Angabe der Mitzugehörigkeit zu anderen Posten § 265 Abs.3 HGB


    Fällt ein Vermögensgegenstand oder eine Schuld unter mehrere Posten der Bilanz, so ist die  

    Mitzugehörigkeit zu anderen Posten bei den Posten unter dem der Ausweis erfolgt ist, zu 

    vermerken od. im Anhang anzugeben.


4. Abweichungen vom Bilanz- u. G + V- Gliederungsschema § 265 Abs.6 HGB

    Änderungen in der Gliederung der arabischen Ziffern sind vorzunehmen, wenn dies zur 

    Aufstellung eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses notwendig ist.

5. Anlagegitter gem. § 268 Abs.2 HGB



III. Grundsätze zum Bilanzansatz


Allgemeine Ansatzvorschriften (Grundsatz der Bilanzwahrheit)

1. Vollständigkeitsgebot § 246 Abs.1 HGB

    Es sind sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Aufwendungen und Erträge zu erfassen.
    Ausnahmen:  Wenn in der HB Wahlrechte vorgesehen sind

2. Saldierungsverbot § 246 Abs.2 HGB

    - Aktivposten mit Passivposten
    - Aufwendungen mit Erträgen
    - Grundstücksrechte mit Grundstückslasten

Spezielle Ansatzvorschriften   

                                                            Ansatzvorschriften




       
Ansatzpflichten        
           Ansatzverbote              Ansatzwahlrechte


1. Ansatzpflichten

a) Gem. § 246 Abs. 1 HGB sind sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungs- 

    abgrenzungen zu bilanzieren, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist 

    (Vollständigkeitsgebot)


b) Gem. § 249 Abs. 1 HGB sind Rückstellungen zu bilden für

    - ungewisse Verbindlichkeiten
    - drohende Verluste aus schwebenden Geschäften (Wegfall vgl. § 5 Abs.4a EStG)
    - unterlassene Aufwendungen für Instandhaltungsaufwendungen, die im folgenden 

      Geschäftsjahr innerhalb von 3 Monaten nachgeholt werden 

    - unterlassene Aufwendungen für Abraumbeseitigung, die im folgenden Geschäftsjahr

      nachgeholt werden
    - Gewährleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtungen erbracht werden.


c) Gem. § 250 Abs. 1 und Abs. 2 HGB sind Aktive und Passive Rechnungsabgrenzungen zu bilden.


2. Ansatzverbote

a) Gem. § 248 Abs. 1 HGB dürfen Gründungskosten für das Unternehmen und Eigenkapital-

    beschaffungskosten nicht bilanziert werden.

b) Gem. § 248 Abs. 2 HGB dürfen unentgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände 

    nicht bilanziert werden.

c) Gem. § 249 Abs. 1 und 2 HGB dürfen Rückstellungen für andere als im Gesetz bezeichneten 

    Zwecke nicht bilanziert werden.


3. Ansatzwahlrechte  (Instrumente der Bilanzpolitik)

a) Gem. §§ 247 Abs. 3 und 273 HGB dürfen Sonderposten mit Rücklagenanteil (wenn sie für Zwecke 

    der Steuern vom Einkommen und Ertrag zulässig sind) gebildet werden.

    Beispiele:   - Rücklage für Ersatzbeschaffung (R 35 EStR)
              
     - Rücklage nach § 6b EStG


     - Rücklage für Zuschüsse (R 34 EStR)

b) Gem. § 249 Abs. 1 HGB dürfen Rückstellungen gebildet werden für im Geschäftsjahr unterlassene 

    Aufwendungen für Instandhaltung, die im folgenden Geschäftsjahr nach Ablauf der ersten 3 

    Monate nachgeholt werden.
   
c) Gem. § 249 Abs. 2 HGB dürfen Aufwandsrückstellungen gebildet werden.

d) Gem. § 250 Abs. 1 S. 2 HGB dürfen für 

    - als Aufwand berücksichtigte Zölle und Verbrauchsteuern, soweit sie auf am Abschlußstichtag 

      auszuweisende Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens entfallen 



und                                        

    - als Aufwand berücksichtigte Umsatzsteuer auf am Abschlußstichtag auszuweisende oder von 

      den Vorräten offen abgesetzte Anzahlungen

    aktive Rechnungsabgrenzungsposten gebildet werden.

e) Gem. § 250 Abs. 3 HGB darf für Disagio ein aktiver Rechnungsabgrenzungsposten gebildet 

    werden.

f) Gem. § 255 Abs. 4 HGB darf der entgeltlich erworbene Firmenwert aktiviert werden.

g) Gem. § 269 HGB dürfen Aufwendungen für die Ingangsetzung und Erweiterung des 

    Geschäftsbetriebes aktiviert werden. (Bilanzierungshilfe)



h) Gem. § 274 Abs. 2 HGB darf zur Steuerabgrenzung eine aktive Rechnungsabgrenzung gebildet 

    werden. (Bilanzierungshilfe für aktive latente Steuern)


IV. Grundsätze zur Bewertung


Bewertungsvorschriften regeln die Höhe des Wertansatzes als auch die Wahl des Verfahrens zur Ermittlung des Wertansatzes.



1) Grundsatz der Bilanzidentität gem. § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB
    Eröffnungsbilanz = Schlußbilanz des vorangegangenen WJ.

2) Going-Concern-Prinzip gem. § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB
    Bei der Bewertung des Vermögens und der Schulden ist grundsätzlich von der Fortführung des 

    Unternehmens auszugehen.

3) Grundsatz der Einzelbewertung gem. § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB 
    Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände und Schulden einzeln zu bewerten.

    Erleichterungen gem. §§ 240 Abs. 3 und 4 i.V. mit § 256 S. 2 HGB


    Festbewertung                                              Gruppenbewertung


4) Grundsatz der Vorsicht gem. § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB




5) Grundsatz der periodengerechten Aufwands- und Ertragsabgrenzung gem. § 252 Abs. 1

    Nr. 5 HGB

6) Grundsatz der Stetigkeit der Bewertungsmethoden gem. § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB
    Der Unternehmer muß einmal gewählte Bewertungsverfahren beibehalten, wenn nicht 

    wirtschaftlich  vernünftige Gründe für einen Verfahrenswechsel sprechen (materielle 

    Bilanzkontinuität).
V.  Maßgeblichkeitsgrundsatz


1. Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz

    Gem. § 5 Abs. 1 EStG müssen buchführungspflichtige Gewerbetreibende für die Gewinnermittlung 

    die Werte ansetzen, die sich aus den handelsrechtlichen Vorschriften ergeben.






           daraus folgt



    Die Wertansätze der Handelsbilanz gem. § 238 HGB sind maßgebend für die Steuerbilanz gem. 

    § 60 Abs. 2 EStDV.



    Ausnahme: Dies gilt nur, soweit das Steuerrecht nicht zwingend andere Wertansätze vorschreibt.





Zielsetzung




     

Handelsbilanz                                 

Steuerbilanz
  
    

- Selbstinformation                           

- Besteuerung
     

- Rechenschaftslegung
     

- Gläubigerschutz


Grundsatz (BFH-Regeln)



   

Handelsrecht                               

Steuerrecht
   
   

Aktivierungsgebot      

= 
Aktivierungsgebot
   

Passivierungsgebot       

= 
Passivierungsgebot
   

Aktivierungsverbot   

=         
Aktivierungsverbot
   

Passivierungsverbot  

= 
Passivierungsverbot
   

Aktivierungswahlrecht            
=         
Aktivierungsgebot
   

Passivierungswahlrecht           
=         
Passivierungsverbot


Merke:




Steuerrechtliche Sondervorschriften brechen BFH-Regeln           

2. Umgekehrte Maßgeblichkeit

    In der Praxis werden Bilanzen vielfach im Hinblick auf Steuern erstellt, d.h. es wird bei der 

    Bilanzerstellung untersucht:

      1. Mögliche Bilanzansätze nach Handelsrecht
      2. Mögliche Bilanzansätze nach Steuerrecht
      3. Festlegung des gewünschten Bilanzansatzes nach Steuerrecht

      


faktisch
   



Maßgeblichkeit der Steuerbilanz für die Handelsbilanz



Da eine Reihe von Steuervergünstigungen aus wirtschaftspolitischen Gründen gewährt werden, hat der Gesetzgeber ausdrücklich angeordnet, daß der Steuerpflichtige die Steuervergünstigungen nur in Anspruch nehmen darf, wenn er von den Vergünstigungen auch in der Handelsbilanz Gebrauch macht, vgl. § 5 Abs.1 S.2 EStG.

Bei Kapitalgesellschaften führt die umgekehrten Maßgeblichkeit zu einem  Ausschüttungsverbot 

für Steuervergünstigungen 

Gem. § 254 HGB erlaubt der Gesetzgeber eine niedrigere als an sich handelsrechtliche Bewertung.


3. Zuschreibungen (Wertaufholung)



   
    Wertaufholungs-   

Wertaufholungsgebot
    wahlrecht gem.                         
gem. § 280 HGB
    § 253 Abs. 5 HGB                      
für Kapitalgesellschaften

                               


                               
         gilt für



    Abschreibungen, die nach § 253 Abs. 2 S. 3 und § 253 Abs. 3 und § 254 S. 1 HGB vorgenommen 

    wurden, und die Gründe für eine solche Abschreibung nicht mehr bestehen. Wegen § 280 Abs.2

    HGB war das handelsrechtliche Wertaufholungsgebot jedoch nur auf Ausnahmefälle beschränkt,

    z.B. wurde auf eine Beteiligung an einer PersGes in der Handelsbilanz eine Abschreibung vorge-

    nommen und der Grund dafür ist später wieder weggefallen (Beteiligung an einer PersGes ist

    steuerlich kein WiGu). 

Durch das StEntlG wurde das steuerliche Wertbeibehaltungswahlrecht aufgehoben und ein striktes Wertaufholungsgebot eingeführt, vgl. § 6 Abs.1 Nr.1 S.4 EStG.
       



I. Bewertung

 Bewertungsmaßstäbe

 Der Bewertungsmaßstab dient der Ermittlung des Euro-Betrages für ein Wirtschaftsgut und ist 

 regelmäßig im Gesetz definiert.


Bewertungsmaßstäbe (Handelsrecht)



Anschaffungs-           Herstellungs                fortgeführte    
         Börsen-/            beizulegender
kosten                       kosten                         AK / HK                      Marktpreis              Wert

§ 255 Abs.1 HGB      § 255 Abs.2 HGB        § 253 Abs.1 HGB                § 253 Abs. 3 HGB



Bewertungsmaßstäbe (Steuerrecht)



Anschaffungs-    
    Herstellungs-       
          fortgeführte                 Teilwert
kosten           
    kosten              
          AK / HK             

keine Defini-    
    R 33 Abs. 1 EStR    
          § 6 Abs.1Nr.1 EStG     § 6 Abs.1Nr.1EStG
tion, Auslegung
nach Handels-
recht


Teilwertansatz nach StEntlG:

· TW ist weiterhin zulässig bei nachgewiesener dauernder Wertminderung

· wertaufhellende Tatsachen sind zu berücksichtigen

· retrograde TW-Ermittlung beim Handel ist weiterhin erlaubt



J. Bewertung von Vermögen und Schulden


I. Bewertung des abnutzbaren Anlagevermögens


   Grundsätzlich: 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten
                  


./. AfA(planmäßig)              
                  


Fortgeführte AK oder HK gem. § 253 Abs. 2 HGB



II. Bewertung des nicht abnutzbaren Anlagevermögens


    Grundsätzlich: 
Anschaffungskosten gem. § 253 Abs. 1 HGB


    Bei Wertminderungen gelten für I und II folgende Wertansätze        




Nichtkapitalgesellschaften            

Kapitalgesellschaften


   
1. bei voraussichtlich dauernder      

1. bei voraussichtlich dauernder
      
    Wertminderung                         

    Wertminderung
      
    Niederstwert = beizulegender       

    Niederstwert = beizulegender
      
    Wert gem. § 253 Abs.2,S.3 HGB         
    
                            Wert gem. § 253 Abs. 







         2,S2 HGB


   
2. bei voraussichtlich nicht          

2. bei voraussichtlich nicht
      
    dauernder Wertminderung               
    dauernder Wertminderung
      
    Wahlansatz für das                    

    Wahlansatz nur für Finanz-
      
    gesamte Anlagevermögen                
    anlagen, § 279 Abs.1 HGB


   
3. im Rahmen vernünftiger                
    Bei Wegfall der Gründe 






    für
      
    kaufmännischer Beurteilung            
    Wertminderung für 1 und 2
      
    ist ein noch niedrigerer              

    gilt Beibehaltungswahlrecht
      
    Wertansatz möglich gemäß              
    nur, wenn steuerrechtlich ein
      
    § 253 Abs. 4 HGB                      

    Beibehaltungswahlrecht besteht,






    (beachte jedoch steuerliches

                                            

    Wertaufholungsgebot) und     






    umgekehrte Maßgeblichkeit
          Für 1 + 2 + 3 gilt                    

    gilt (§ 280 Abs. 2 HGB)
          Beibehaltungswahlrecht, auch
          wenn die Gründe für Wert-             

    ansonsten
          minderung wegfallen.
          § 253 Abs.5 HGB                       

    Wertaufholungsgebot gem.
                                            

    § 280 Abs. 1 HGB                                             
                                            


   
III. Bewertung des Umlaufvermögens (Handelsrecht)


Grundsätzlich Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten gem. § 255 Abs. 1 + 2 HGB




     
Nichtkapitalgesellschaften           

Kapitalgesellschaften

     
1. bei eingetretenen Wert-           

1. bei eingetretenen Wert-
        
    minderungen                          

    minderungen
        
    Niederstwert                         

    Niederstwert
        
    gem. § 253 Abs.3 S.1,2 HGB           
    gem. § 253 Abs. 3 S.1,2 HGB

     
2. bei erwarteten Wertminderungen    

2. bei erwarteten Wertminderungen
        
    Wahlrecht gem.                       

    Wahlrecht gem.
        
    § 253 Abs. 3 S. 3 HGB                

    § 253 Abs. 3 S. 3 HGB

     
3. im Rahmen vernünftiger kauf-      
        
    männischer Beurteilung ist           

    Bei Wegfall der Gründe für
        
    ein noch niedrigerer Wertan-         
    Wertminderung für 1 + 2 gilt
        
    satz möglich gem.                    

    Beibehaltungsrecht nur, wenn
        
    § 253 Abs. 4 HGB                     

    steuerrechtlich ein Beibehal-
                                             


    tungsrecht besteht
                                             


    und umgekehrte Maßgeblichkeit
        
    Für 1 + 2 + 3 gilt                   

    gilt (§ 280 Abs. 2 HGB)
        
    Beibehaltungsrecht, auch
        
    wenn die Gründe für Wert-           

    ansonsten
        
    minderung wegfallen.
        
    § 253 Abs.5 HGB                      

    Wertaufholungsgebot gem.
                                             


    gem. § 280 Abs. 1 HGB

                                             


 
IV. Bewertung von Verbindlichkeiten gem. § 253 Abs. 1 HGB




Verbindlichkeiten       
Rentenverpflichtungen    Rückstellungen
   



Rückzahlungsbetrag
       Barwert                  
in Höhe des Betrages,
                                                    

der nach vernünftiger
                                                    

kaufmännischer Beurtei-
                                                    

lung notwendig ist

V. Zusammenfassung der steuerrechtlichen Bewertungsvorschriften
   


    Obergrenze sind immer die Anschaffungs- oder Herstellungskosten

      Abnutzbare WiGü           Nichtabnutzbare WiGü
Umlaufvermögen
    des Anlagevermögens      des Anlagevermögens
 


    Fortgeführte AK               
                AK                    
      
AK oder HK
    oder HK
    § 6 Abs. 1 Nr.1 S.1        
          § 6 Abs. 1 Nr. 2 S.1   

§ 6 Abs. 1 Nr.2 S.1 
       EStG                    


       EStG                     
         EStG

          oder                                 

       oder

    niedrigerer Teilwert                 
niedrigerer Teilwert
    § 6 Abs.1 Nr.1 S.2 EStG              
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 S.2 EStG

  
    Verbindlichkeiten                


Rückstellungen
  
           
    Anschaffungskosten                  

Anschaffungskosten
    gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG          

gem. § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG
         oder                                    

       oder
    höherer Teilwert                    


höherer Teilwert


Neuregelung durch StEntlG bei Verbindlichkeiten:

· TW-Ansatz nur noch möglich bei dauerhafter Werterhöhung der Schulden, vgl. § 6 Abs.1 Nr.2 EStG

· Abzinsungspflicht bei Laufzeit > 1 Jahr, vgl. § 6 Abs.1 Nr.3 EStG

· Rücklagenbildung, vgl. § 52 Abs.16 n.F. EStG

Neuregelung durch StEntlG bei Rückstellungen:

· Abzinsungspflicht bei Laufzeit > 1 Jahr, vgl. § 6 Abs.1 Nr.3a Buchst.e EStG

· evtl. Vorteilsgegenrechnung, vgl. § 6 Abs.1 Nr.3a Buchst.c EStG

· Rücklagenbildung, vgl. § 52 Abs.16 n.F. EStG

 







VI.Bewertungsverfahren




Einzelbewertung










Sammel- oder Gruppenbewertung

1. Gem. §§ 240 Abs. 1, 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB und § 6 EStG gilt der Grundsatz der Einzelbewertung. 

   Dieser Grundsatz wird dort gebrochen, wo die damit zusammenhängende Arbeit den wirt-  

   schaftlichen Zweck nicht  mehr rechtfertigt.

2. Sammel- oder Gruppenbewertung

(Bewertungserleichterungen)





Festbewertung




Gruppenbewertung




Sammelbewertung


§ 240 Abs.3 HGB



Durchschnittsbe-




nach Verbrauchs-










wertung







folgeverfahren










§ 240 Abs.4 HGB




§ 256 HGB




a. Festbewertung

Grs. sind in der Handelsbilanz und Steuerbilanz die Vermögensgegenstände einzeln zu bilanzieren

und einzeln zu bewerten. Aus Vereinfachungszwecken werden obige Grundsätze durchbrochen um

arbeitsaufwendige Tätigkeiten zu vermeiden:

· Anlage und Führung der Anlagekarten

· jährliche körperliche Bestandsaufnahme

· Bestandsein- und ausbuchungen von Zu- und Abgängen

· differenzierte Einzelwertermittlungen

 
Merke:



Festwert f. 3 Jahre: 
vgl. § 240 Abs. 3, 256 S.2 HGB i.V.m. §§ 5 Abs.1, 6 Abs.1 Nr.1 u. 2 EStG, 

R 31 Abs. 4 u. H 36 EStR

wenn:

1. Gesamtwert von nachrangiger Bedeutung ist (wenn der Gesamtwert der in Betracht kommenden

WiGü für einen Festwert an den dem Bilanzstichtag vorangegangenen 5 Bilanzstichtagen im

Durchschnitt 10% der Bilanzsumme nicht überschritten hat)

2.   regelmäßig zu ersetzende Gegenstände vorliegen

3.   geringfügige Schwankungen für den Bestand zu erwarten sind

Merke:



Beispiel:

Der Bauunternehmer A.Reff hatte zum 31.12.01 einen zulässigen Festwert i.H.v. 120.000 DM für

Gerüstteile gebildet. Durch körperliche Bestandsaufnahme wurden zum 31.12.04 folgende

Werte festgestellt:

a) 138.000 DM

b) 111.000 DM

Die Einkäufe für Gerüstteile betrugen netto:

in 02 12.000 DM

in 03   6.000 DM

in 04 13.500 DM

in 05 18.000 DM

Lösung a)

Da die Differenz zwischen altem und neuem Festwert 18.000 DM betrug, d.h. mehr als 10% des

alten Festwerts, sind die Einkäufe 04 und 05 zur Aufstockung des Festwerts zu verwenden.

BS:
04
Festwertkonto Gerüstteile
13.500

an 

Aufwandskto
13.500


05
Festwertkonto Gerüstteile
  4.500

an 

Aufwandskto
  4.500



Es wird unterstellt, daß der Einkauf der Gerüstteile auf einem Einkaufskto. (Aufwandskto.) verbucht war.

Lösung b)

Da der zum 31.12.04 ermittelte Wert niedriger ist als der letzte Festwert, hat Reff ein Wahlrecht,

vgl. R 31 Abs.4 S.4 EStR, ob er den neuen niedrigeren Wert oder den alten höheren Wert als

Festwert ansetzen will.

ba) niedrigerer Wert

Aufwandskto. 
9.000


an 


Festwertkto. Gerüstteile

9.000


bb) bisheriger Wert: Keine zusätzliche Buchung

b. Durchschnittsbewertung   vgl. §§ 240 Abs. 4, 256 S. 2 HGB, R 36 Abs. 3+4 EStR

Gleichartige Vermögensstände des Vorratsvermögens





      und

gleichartige oder annähernd gleichwertige Vermögensgegenstände können jeweils gruppenweise zusammengefaßt und mit einem gewogenen Durchschnittswert angesetzt werden.

Beispiel: Der Händler X hat im Laufe eines Geschäftsjahres Waren gekauft:




3.000 kg zu 5 DM/kg
=
15.000 DM




4.000 kg zu 7 DM/kg
=
28.000 DM




5.000 kg zu 8 DM/kg
=
40.000 DM

+ AB 1.1.
2.000 kg zu 6 DM/kg
=
12.000 DM

           14.000 kg




95.000 DM

der Bestand zum 31.12. beträgt 3.000 kg.

Warenwert
Warenmenge

= Durchschnittswert

95.000 DM
14.000 DM

= 6.7857 x 3.000 kg = 20.357 DM

c. Verbrauchsfolgeverfahren

vgl. § 256 S. 1 HGB, § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG, R 36a EStR

ca. Fifo-Verfahren ( First in - first out) gem. § 256 HGB

Die zuerst angeschafften oder hergestellten Vermögensgegenstände wurden zuerst verbraucht oder veräußert. Diese Lagerbewegungen kommen grs. bei allen zweiseitig zu bedienenden Lägern vor. 

Steigende Preise = Überbewertung

Beispiel für Fifo-Verfahren: 
Der Händler X hat im Laufe eines Geschäftsjahres vertretbare WiGü 






gekauft


Stück
Stückpreis
DM

Veränderung
DM

Bestand

Anfangsbestand
   40
8,00

320

3.1.
+ 20
8,40
+ 168
488

7.2.
-  30

-  240
248

8.3.
+ 10
8,80
+   88
336

10.04.
+ 20
8,60
+ 172
508

13.6.
+ 10
8,50
+   85
593

18.7.
-  20

-  164
429

21.9.
-  40

-  344
  85

23.10.
+ 50
8,20
+ 410
495

28.11.
-  30

-  249
246

30.12.
-   5

-    41
205

Erläuterungen zu den Abgängen:

7.2.

30 x 8

=
240

18.7.
10 x 8

=
 80



10 x 8,40
=
 84





     164

21.9.
10 x 8,40
=
 84



10 x 8,80
=
 88



20 x 8,60
=   172





     344

28.11.
10 x 8,50
=
 85



20 x 8,20
=   164




           249

30.12.
 5 x 8,20
=
 41

cb. Lifo-Verfahren (Last in - first out) R 36a EStR

Die zuletzt angeschafften oder hergestellten Vermögensgegenstände wurden zuerst verbraucht oder veräußert. Diese Lagerbewegungen kommen grs. bei allen einseitig zu bedienenden Lägern vor.

Steigende Preise = Bildung stiller Reserven






Steuerrechtlich ist nur das Lifo-Verfahren





zulässig gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG

Voraussetzungen:

· Gewinnermittlung nach § 5 EStG

· Lifo-Verfahren wird auch in der Handelsbilanz unterstellt

· kein Verstoß gegen GoB

· kein Importwarenabschlag nach § 80 EstDV




Methoden
























permanente

Lifo

A 36a Abs.4

S.1 EStR



Perioden-

Lifo

A 36a Abs.4

S.1 EStR

























mit Layer

A 36a Abs.4

S.4 ff EStR

ohne Layer

A 36a Abs.4

S.3 EStR

Permanente Lifo

Bei der permanenten Rechnung werden die Güter eines Lagerabganges mit dem Zugangswert des/der letzten Zugangs/Zugänge bewertet. Der Abgangswert eines Gutes entspricht deshalb eher dem aktuellen Markt- oder Börsenwert.

Beispiel für permanente Lifo-Rechnung:

Der Händler X hat im Laufe eines Geschäftsjahres vertretbare WiGü gekauft:

Datum
 
Menge
AK/Einheit
Aufwand
Bestandswert

31.12.03
Anfangsbestand
40
4,00

160,00

3.12.04
Zugang
20
4,20

244,00

7.12.04
Abgang
30
(20x4,20 + 10 x 4,00)
124,00
120,00

8.12.04
Zugang
10
4,40

164,00

10.12.04
Zugang
20
4,30

250,00

13.12.04
Zugang
10
4,25

292,50

18.12.04
Abgang
20
(10x4,25 + 10x 4,30)
85,50
207,00

21.12.04
Abgang
40
(10x4,30 +10 x 4,40

 + 20 x 4,40)
167,00
40,00

23.12.04
Zugang
50
4,10

245,00

28.12.04
Abgang
30
(30 x 4,10)
123,00
122,00

30.12.04
Abgang
5
(5 x 4,10)
20,50
101,50

31.12.04
Schlußbestand
25
(15 x 4,10 + 10 x 4,00)
522,00
101,50

Anfangsbestand
160,00

+ Zugänge


461,50

-  Abgänge


520,00
Schlußbestand

101,50

Perioden-Lifo

Bei der periodischen Rechnung werden sämtliche Abgänge einer Periode mit den Preisen der

innerhalb dieser Periode zuletzt beschafften Güter bewertet. Rechentechnisch identisch ist die

Vorgehensweise, den Endbestand mit den Preisen der ältesten Güter zu bewerten.

Bei ständig steigenden Preisen führt diese Methode dazu, daß der in der Erfolgsrechnung ausge-

wiesene Aufwand aus Lagerabgängen über den tatsächlichen AK oder HK der abgehenden

Güter liegt. Die Bildung stiller Reserven ist somit ausgeprägter als bei der permanenten Rechnung.

Beispiel für periodische Lifo-Rechnung:

Der Händler X hat im Laufe eines Geschäftsjahres vertretbare WiGü gekauft:

Anfangsbestand
2.000 kg zu 6 DM/kg

12.000 DM

Zugang



3.000 kg zu 5 DM/kg

15.000 DM

Zugang



4.000 kg zu 7 DM/kg

28.000 DM

Zugang



5.000 kg zu 8 DM/kg

40.000 DM

Im Laufe des WJ sind 10.000 kg verbraucht worden, so daß am Bilanzstichtag noch 4.000 kg vorhanden waren.

2.000 kg zu 6 DM
12.000 DM

2.000 kg zu 5 DM
10.000 DM
Wert



22.000 DM

Perioden-Lifo mit Layerbewertung

Layerbewertung bedeutet, daß Mehrbestände als Schichten (layer) gesondert zu erfassen sind.

Es muß dabei für jedes Jahr in dem sich ein Mehrbetrag ergibt, eine eigene Schicht gebildet

werden. Die Schichten werden dann in den folgenden Jahre, in denen ein Minderbestand ent-

steht, nach dem Lifo-Prinzip aufgelöst, d.h. die jüngsten Schichten werden zuerst verbraucht,

vgl. A 36a Abs.4 S.6 EStR.

Beispiel Variante 1:

Jahr 01

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
0 kg

500kg zu 8,00 DM

400 kg


Schlußbestand
100 kg zu 8,00 DM (layer 1)
800 DM

Jahr 02

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
100 kg

400kg zu 9,00 DM

250 kg


Schlußbestand
100 kg zu 8,00 DM (layer 1)



150 kg zu 9,00 DM (layer 2)
2.150 DM

Jahr 03

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
250 kg

700kg zu 10,00 DM

500 kg


Schlußbestand
100 kg zu 8,00 DM   (layer 1)



150 kg zu 9,00 DM   (layer 2)



200 kg zu 10,00 DM (layer 3)
4.150 DM

Jahr 04

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
450 kg

450kg zu 11,00 DM

700 kg


Schlußbestand
100 kg zu 8,00 DM   (layer 1)



150 kg zu 9,00 DM   (layer 2)
1.700 DM

Beispiel Variante 2 (Durchschnittsrechnung)

Möglich ist auch eine Durchschnittsbildung der in den Endbeständen enthaltenen Preisen.

Dabei wird innerhalb einer Periode mit dem Lifo-Verfahren gearbeitet, während nur der

Schlußbestand einer Durchschnittsbildung aus Anfangsbestand und Schlußbestand unter-

worfen wird. Im Falle einer Bestandsminderung wird die Mindermenge mit dem entsprechenden

Wert des Anfangsbestandes bewertet.

Jahr 01

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
0 kg

500kg zu 8,00 DM

400 kg


Schlußbestand
100 kg zu 8,00 DM 
800 DM

Jahr 02

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
100 kg zu 8,00 DM

400kg zu 9,00  DM

250 kg zu 9,00 DM
800 DM

3.600 DM

-  2.250 DM

Schlußbestand
250 kg zu 8,60 DM 
2.150 DM

Jahr 03

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
250 kg zu 8,60   DM

700kg zu 10,00  DM

500 kg zu 10,00 DM
2.150 DM

7.000 DM

-  5.000 DM

Schlußbestand
450 kg zu 9,22   DM  
4.150 DM

Jahr 04

Anfangsbestand

Zugänge

Abgänge
450 kg zu  9,22  DM

450kg zu  11,00 DM

700 kg

450 kg zu 11,00 DM

250 kg zu   9,22 DM
4.150 DM

4.950 DM

-  4.950 DM

 -  2.305,55 DM

Schlußbestand
200 kg zu   9,22 DM   
1.844,45 DM



Bewertung der

Perioden-Lifo mit

Layerbildung



















Mehrbestand

Bewertung mit


Minderbestand

Bewertung mit


















Preisen der ersten

Zugänge d. Jahres

Durchschnitts-

preisen aus allen

Zugängen des

Jahres

Wert des jüngsten

Layers

Die Anwendung des Lifo-Verfahrens befreit nicht von der Beachtung des Niederstwertprinzips,

vgl. § 253 Abs.3 S.1 u. 2HGB. Aufgrund des Einzelbewertungsgrundsatzes muß für jede

Gruppe gesondert geprüft werden, ob eine Abschreibung auf den Niederstwert zu erfolgen hat.

Auch innerhalb einer Gruppe ist darauf zu achten, daß keine Saldierung von Wertminderungen

und Werterhöhungen erfolgt.

Beispiel:

Am Ende des Jahres 04 sind folgende Layer eines Gutes existent:

Jahr 01
40 Stück zu
7,00 DM
280 DM

Jahr 02
20 Stück zu
7,50 DM
150 DM

Jahr 03
60 Stück zu
8,00 DM
480 DM

Jahr 04
30 Stück zu
8,50 DM
250 DM


150 Stück zu 
7,77 DM
1.165 DM

Der Markstpreis für diese Güter ist am Ende des Jahres 04 auf 7,90 DM gesunken.

Der Durchschnittswert aller Layer liegt zwar unter dem Marktpreis, die Layer 03 und 04 sind

jedoch abzuwerten.

Jahr 01
unverändert
280 DM

Jahr 02
unverändert
150 DM

Jahr 03
60 Stück zu
7,90 DM
474 DM

Jahr 04
30 Stück zu
7,90 DM
237 DM


150 Stück zu 
7,61 DM
1.141 DM

cc. Hifo-Verfahren (Highest in - first out)

Die Wirtschaftsgüter mit den höchsten Anschaffungskosten werden zuerst verbraucht oder veräußert.

In der Praxis gibt es aus der Sicht der Lagerwirtschaft keine Gründe dafür, die teuersten Güter zuerst zu verbrauchen, somit hat diese Methode kaum praktische Bedeutung.

Beispiel für Hifo-Verfahren:
Der Händler X hat im Laufe eines Geschäftsjahres vertretbare WiGü 






gekauft.


Stück
Stückpreis
DM

Veränderung
DM

Bestand

Anfangsbestand
   40
8,00

320

3.1.
+ 20
8,40
+ 168
488

7.2.
-  30

-  248
240

8.3.
+ 10
8,80
+   88
328

10.04.
+ 20
8,60
+ 172
500

13.6.
+ 10
8,50
+   85
585

18.7.
-  20

-  174
411

21.9.
-  40

-  331
  80

23.10.
+ 50
8,20
+ 410
490

28.11.
-  30

-  246
244

30.12.
-   5

-    41
203

Erläuterungen zu den Abgängen:

7.2.

20 x 8,40
=
168

18.7.
10 x 8,80
=
 88



10 x 8,00
=
  80


  
10 x 8,60
= 
 86







248



     

      
      174

21.9.
10 x 8,60
=
  86

28.11.
30 x 8,20
=    246


 
10 x 8,50
=
  85

30.12. 
  5 x 8,20
=
  41



20 x 8,00
=    160




       
331 

Fälle zu Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten


1)
Welche Anforderungen werden an die Offene-Posten-Buchhaltung gestellt ?

2) 
Welche Bücher werden bei der Offenen-Posten-Buchhaltung durch geordnete Belegablage 
ersetzt ?

3) 
Was ist insbesondere bei Speicherbuchführungen zu beachten ?

4) 
Wann beginnt die Frist für die steuerliche Aufbewahrungsfrist von Unterlagen ?

5) 
Der Stpfl. Lustig hatte bei einem Oktoberfestbesuch sämtliche Buchführungsunterlagen 
mitgeführt und aufgrund des übermäßigen Alkoholkonsums verloren. Beurteilen Sie die 
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung.

6) 
Wie Fall 5), jedoch wurde Lustig auf dem Weg zum Steuerberater überfallen und die 
Buchführungsunterlagen wurden geraubt.

7) 
Welche Unternehmer müssen den Wareneingang gesondert aufzeichnen ?

8) 
Der Stpfl. Reff, Unternehmensberater in München, führt freiwillig Bücher, gelten für ihn die 
Ordnungsvorschriften nach der AO ?

9) 
Unter welchen Voraussetzungen ist die Stichprobeninventur handelsrechtlich zulässig ?

10)
Bilanzstichtag 31.12.01; Inventurstichtag 1.12.01;
   
Warenbestand 50.000 DM (Inventur); Wareneinkauf Dez.01 38.000 DM;
   
Warenverkauf Dez.01 30.000 DM; der Rohgewinnaufschlag beträgt 50%

11)
Bilanzstichtag 31.12.01; Inventurstichtag 28.2.02; 

Warenbestand 50.000 DM (Inventur); Wareneinkauf Jan/Feb.02 38.000 DM;
       Warenverkauf Jan/Feb.02 30.000 DM; der Rohgewinnaufschlag beträgt 25 %

12)  A.Reff betreibt einen Einzelhandel mit Herrenbekleidung. Bilanzstichtag = 31.12. Am 1.11.01

wurde   der Bestand an Anzügen körperlich erfaßt, Wert = 100.000 DM. Am 15.11.01 wurde 

der Bestand an Sakkos körperlich erfaßt, Wert = 80.000 DM. Im Okt 01 wurden Anzüge im 

Wert von 30.000 DM netto eingekauft und von 2.11.-31.12.01 Anzüge im Wert von 40.000 

DM netto. Vom 16.11.- 31.12.01 wurden Sakkos im Wert v. 30.000 DM netto eingekauft. 

Vom 2.11.- 31.12.01 wurden Anzüge für 60.000 DM netto und vom 16.11.-31.12.01 Sakkos 

für 40.000 DM netto verkauft. Der Rohgewinnaufschlag für Anzüge beträgt 33 1/3 % und für 

  Sakkos 100 %.

13) A.Reff betreibt einen Einzelhandel mit Glaswaren, Bilanzstichtag = 31.12. Am 31.12.02 hat Reff   

 noch 15 Kisten mit Gläsern auf Lager, Inhalt pro Kiste 50 Gläser je 1,10 DM Anschaffungspreis 

 Erfahrungsgemäß sind 2 Gläser pro Kiste durch Transport schadhaft geworden. Es wird von 

 keiner Seite Schadenersatz geleistet.
      

Fälle zur Werterhellung und Wertbeeinflussung

1) X betreibt einen Weingroßhandel in gemieteten Räumen. Da der Vermieter seit 05 mit 
Kündigung  

    droht, hatte X in den Jahren 05 und 06 eine Rückstellung für Umzugs- und Verlegungskosten von 

    jeweils 15.000 DM gebildet. Am 1.12.07 erfolgt die Kündigung zum 31.12.08. Beurteilen Sie die 

   Zulässigkeit von Rückstellungen für die Jahre 05 - 07.

2) X hat in seiner Bilanz zum 31.12.01 (Bilanzerstellung am 31.5.02) eine Forderung gegenüber Y 

    i.H. 232.000 DM (inkl. 16% USt) ausgewiesen. Am 30.4.02 hat X erfahren, daß gegen Y am 1.2.02 

   das Konkursverfahren eröffnet wurde. Die Konkursquote beträgt 20%. 

3) Wie Fall 2), jedoch erfährt X von der Konkurseröffnung erst am 15.6.02.

4) X bildet in seiner Bilanz zum 31.12.01, die am 30.4.02 aufgestellt wird, eine Pauschalwert-    

    berichtigung von 5% seiner Nettoforderungen i.H.v.  800.000 DM  Zum Zeitpunkt der Bilanzer-

    stellung sind sämtliche Forderungen eingegangen. 

5) Wie Fall 4), jedoch stehen am 30.4.02 noch Forderungen i.H.v. 20.000 DM offen (es handelt sich 

    um Forderungen an ausländische Kunden).

6)Wie Fall 4), jedoch stehen am 30.4.02 noch Forderungen i.H.v. 50.000 DM offen (es handelt sich 

   um Forderungen an ausländische Kunden).

7)X hat sich Y gegenüber in den Jahren 01 - 03 einer Patentverletzung schuldig gemacht. Y hat 

   bis zum 31.12.03 keinen Schadenersatzanspruch geltend gemacht. 

 
8) A.Reff hatte im Januar 04 in einem angemieteten Haus einen Umbau mit Gesamtkosten i.H.v.

    40.000 DM vorgenommen. Der Mietvertrag läuft vom 1.1.04 an noch 3 Jahre. Zu diesem 

    Zeitpunkt war davon auszugehen, daß der Mietvertrag um 7 Jahre verlängert wird, deshalb

    wurden die Umbaukosten linear auf 10 Jahre verteilt. Der Restbuchwert zum 1.1.07 betrug

    28.000 DM. Am 1.2.08 kündigte der Vermieter mit Wirkung zum 31.12.08. Die Bilanz zum

    31.12.07 wurde von Reff am 15.2.08 aufgestellt.

9)Der Handelsvertreter X scheidet zum 31.12.09 (Bilanzstichtag) aus seinem Vertragsverhältnis mit

   A.Reff aus. Vereinbarungsgemäß erhält X von Reff eine Ausgleichszahlung nach § 89b HGB i.H.v.

   116.000 DM, (inkl. 16% USt) die im Jan 10 abgerechnet und ausgezahlt wird.

10)X ist Einzelhändler für Damenoberbekleidung und bestellt am 1.5.04 beim Fabrikanten Y 1000

     Hot-Pants mit Liefertermin 1.3.05. Bereits im Sommer 04 war abzusehen, daß die Bestellung nicht

     im Einklang mit der allgemeinen Geschmacksrichtung stand. X rechnet mit einem Verlust

     i.H.v. 20.000 DM. Die Bilanz für 04 wurde am 1.5.06 erstellt (handelsrechtliche Betrachtung)
  
11)Im Lager von A.Reff ist am 30.11.03 durch Brand ein Schaden i.H.v. 250.000 DM entstanden, den

     Reff von seiner Versicherung ersetzt bekommen will. Die Versicherung weigert sich zunächst, 

     bietet aber am 1.12.04 eine Zahlung v. 150.000 DM an, die Reff am 1.2.06 akzeptiert. Zur 

     Auszahlung gelangt der Versicherungsanspruch erst am 2.1.07.

     Wie ist der Sachverhalt von 03 - 07 zu behandeln, wenn die Bilanzen immer am 15.12. des auf

     den Bilanzstichtag folgenden Jahres aufgestellt werden. 


Fälle zu Bilanzansätzen

Am 2.1.01 wurde die X-GmbH von den Gesellschaftern August und Irma Reff mit einem Stammkapital von 400.000 DM gegründet. August ist mit 60% und Irma ist mit 40% an der Gesellschaft beteiligt. Die Einlagen wurden jeweils zur Hälfte erbracht.

Folgende Sachverhalte sind wie angegeben oder überhaupt noch nicht gebucht.


a) Die X-GmbH hat ihr Warenlager an die Hausbank sicherungsübereignet. Für die

    Sicherungsübereignung wurde keine Buchung durchgeführt, der Inventurbestand i.H.v. 

    200.000 DM ist auf dem Kto. Vorräte I gebucht.

b) Außerdem befindet sich zum 31.12.01 im Lager Kommissionsware der Y-GmbH i.H.v. 

    100.000  DM. Bei Übernahme der Ware wurde gebucht :

    Kommissionswarenkonto.
100.000
an       Verb. Kommissionsware
100.000

c) Die nicht bilanzierungsfähigen Aufwendungen für die Ingangsetzung der X-GmbH i.H.v. 120.000 

    DM wurden zunächst auf einem Verrechnungskto. gebucht.

d) Die X-GmbH hat Warenvorräte auf Lager, die nicht in a) enthalten sind, und die vor Bilanzstichtag

    unter Eigentumsvorbehalt erworben wurden, der Inventurwert i.H.v. 150.000 DM wurde zutreffend

    auf dem Kto. Vorräte II erfaßt.

e) Aufwendungen für eine Werbekampagne (Zeitungsanzeigen im Dezember 01) für das folgende

    Geschäftsjahr i.H.v. 80.000 DM wurden auf dem Kto ARA gebucht.

f) Vom Stammkapital i.H.v. 400.000 DM sind bisher 200.000 DM noch nicht einbezahlt und auch nicht 

   eingefordert. Eine Buchung zu diesem Sachverhalt wurde in diesem Geschäftsjahr noch nicht 

   durchgeführt.

g) Die Gründungskosten der X-GmbH betragen 15.000 DM und wurden bisher auf einem 

    Verrechnungskto. gebucht.

h) Es wurde eine Rückstellung f. eine im nächsten Jahr beabsichtigte Geschäftserweiterung

    (Lagerhalle) i.H.v. 250.000 DM) gebildet.

i) Die X-GmbH hatte ein Patent entwickelt und die Herstellungskosten mit 150.000 DM aktiviert.

j) Durch einen schweren Schneesturm wurde am 31.12. 01 das Dach des Lagers so in 

   Mitleidenschaft gezogen, daß die Reparatur sofort im Januar 02 durchgeführt wurde, Kosten

   70.000 DM. Eine Buchung hierzu wurde noch nicht durchgeführt.

k) Im Nov. 01 wurde für notwendige Malerarbeiten ein Reparaturauftrag erteilt, der jedoch erst in der

    2.Jahreshälfte 02 durchgeführt wurde. Dies war bei Bilanzerstellung bereits bekannt, Kosten 

    60.000 DM. Eine Buchung hierzu wurde bisher nicht durchgeführt.





                                 
l) Zur Finanzierung von Wareneinkäufen nahm die X-GmbH am 3.1.01 einen Rückzahlungskredit 

   i.H.v. 200.000 DM auf. Vereinbarungsgemäß wurden 10% Disagio einbehalten. Laufzeit 10 Jahre,

   Zinsfuß 8%. Gebucht wurde bisher nur der Auszahlungsbetrag und zutreffend die Zinsen f. 01.

m) Die X-GmbH hat sich bei der XY-OHG zur Hälfte beteiligt und für diese Beteiligung 250.000 DM

     bezahlt. Der X-GmbH wurden dafür Gesellschaftsrechte i.H.v. 100.000 DM gewährt. Die AK 

     wurden auf einem Verrechnungskto. verbucht. Die Beteiligungserträge f. 01 wurden zutreffend auf

     dem Kto. Beteiligungserträge verbucht.

Erforderliche Abschreibungen sind bereits zutreffend durchgeführt, zu berücksichtigen sind nur noch die Vorgänge  a) - m).

Vorläufige Summen- und Saldenliste:

                                                         

DM

Aktivkonten

Patente                                           


150.000

Sachanlagen                                            

300.000

Vorräte I                                              

200.000

Vorräte II                                             

150.000

Kommissionsware Y-GmbH                                 
100.000

Verrechnungskto. Gründungskosten                        
  15.000

Verrechnungskto. Ingangsetzungsaufwendungen           
120.000

Verrechnungskto. Beteiligung-OHG                       
250.000

Ford. a. L.u-L.                                        

100.000

Kasse, Bank                                             
  
  50.000

ARA für Werbekampagne                                   
  80.000




                1.515.000




Passivkonten

Gezeichnetes Kapital                                   

200.000

Rückstellung für Geschäftserweiterung                  
250.000

Verb. gegenüber Kreditinstituten                       

180.000

Verb. aus L.u.L.                                       

985.000


Das vorläufige Jahresergebnis der X-GmbH beträgt          -  100.000




                1.515.000







                                  

Aufgabe

a) Stellen Sie für die Vorgänge a) - m) fest, ob handelsrechtlich ein Bilanzierungsgebot, 

    Bilanzierungsverbot oder Bilanzierungswahlrecht vorliegt und ermitteln Sie die erforderlichen

    Vorschriften. 

b) Ermitteln Sie den Handelsbilanzgewinn, der möglichst hoch sein soll, da Kredite benötigt

    werden.

c) Leiten Sie aus der Handelsbilanz den Steuerbilanzgewinn ab, wobei im konkreten Fall davon 

    auszugehen ist, daß steuerliche Bilanzierungswahlrechte nicht gegeben sind.

Fälle zur Maßgeblichkeit und Zuschreibung
Fall 1)

August und Inge Reff sind Gesellschafter der X-Weingroßhandels-OHG, die in München einen

Weingroßhandel betreibt. Zum 31.12. werden jeweils eine Handelsbilanz- und Steuerbilanz

aufgestellt.

a) Zum Betriebsvermögen gehört ein Wohngebäude in München (Baujahr 1930), das sowohl in der Handelsbilanz, als auch in der Steuerbilanz mit 1,66% abgeschrieben wird, da die geschätzte tatsächliche Lebensdauer 60 Jahre beträgt. Anschaffungskosten des Wohngebäudes

in 03 1,2 Mio DM.

b) Die OHG hat am 2.1.05 ein Konkurrenzunternehmen aufgekauft und für den Firmenwert

300.000 DM bezahlt. In der Handelsbilanz und in der Steuerbilanz wird der Firmenwert

jeweils auf 10 Jahre (zutreffend geschätzte Dauer) mit jährlich 30.000 DM abgeschrieben.

c) Ein GWG , Anschaffungskosten in 05 wurde in der Handelsbilanz nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer abgeschrieben, während in der Steuerbilanz vom Bewertungswahlrecht nach

§ 6 Abs.2 EStG Gebrauch gemacht wurde, d.h. in der Handelsbilanz ist das GWG noch

ausgewiesen, während es in der Steuerbilanz nicht mehr erfaßt ist.

d) Versehentlich wurde eine am 1.7.05 für 800 DM netto angeschaffte Schreibmaschine in der

Handelsbilanz nicht mehr ausgewiesen, in der Steuerbilanz steht sie zum 31.12.05 noch mit 

640 DM in den Büchern.

e) Die OHG hatte im Dez. 05 einem Geschäftsfreund ein Geschenk mit einem Anschaffungswert

von 200 DM zugewandt. Die Aufwendungen sind sowohl in der handelsrechtlichen G+V als

auch in der steuerrechtlichen G+V als Betriebsausgaben erfaßt worden.

Sind die Wertansätze in der Handelsbilanz falsch ? Welche Wertansätze wären zwingend

vorgeschrieben, bzw. inwieweit gibt es ein Wahlrecht ? 

Sind die Wertansätze in der Steuerbilanz falsch ? Welche Wertansätze wären zwingend

vorgeschrieben, bzw. inwieweit gibt es ein Wahlrecht ? 

Fall 2)

A.Reff betreibt einen Glasgroßhandel in der Rechtsform eines Einzelunternehmens (Gewinn-

ermittlung nach § 5 EStG). Reff stellt sowohl eine Handelsbilanz als auch eine Steuerbilanz auf. Am 2.1.01 erwirbt Reff einen Spezialtransporter für Sicherheitsglas, Anschaffungskosten 360.000 DM, Nutzungsdauer 6 Jahre, AfA linear. Zu Ende des Jahres 03 bricht ein Großkunde die Geschäftsbeziehungen ab, sodaß Reff den Spezialtransporter nicht mehr sinnvoll wirtschaftlich einsetzen kann. Zum 31.12.03 nimmt Reff deshalb in der Handelsbilanz neben der planmäßigen Abschreibung eine außerplanmäßige Abschreibung von 45.000 DM und in der Steuerbilanz eine Teilwertabschreibung auf 135.000 DM vor.

Im Juli 04 nimmt der Großkunde die Geschäftsbeziehungen zu Reff wieder auf, sodaß der Spezial-

transporter wieder sinnvoll genutzt werden kann. Zum 31.12.04 wird der Spezialtransporter 

sowohl in der Handelsbilanz  als auch in der Steuerbilanz mit 90.000 DM angesetzt.

1) Nehmen Sie Stellung zu den Wertansätzen für 03 und 04 in der Handelsbilanz und Steuerbilanz dahingehend, ob die Wertansätze falsch, zulässig oder zwingend vorgeschrieben sind.

2) Wie 1), jedoch soll der Glasgroßhandel in der Rechtsform einer GmbH betrieben werden.

Fall 3)

Die X-GmbH hatte im Januar 06 ein nicht abnutzbares WiGu des Anlagevermögens für

84.000 DM angeschafft. Wegen einer nicht nur vorübergehenden Wertminderung gem. § 253 Abs.2 S.3 HGB wird das WiGu zum 31.12.06 in der Handelsbilanz mit 60.000 DM bilanziert. Das

Finanzamt läßt in der Steuerbilanz zum 31.12.06 nur eine Teilwertabschreibung i.H.v. 18.000 DM

zu. In 07 entfallen die Gründe für die in 06 durchgeführte Abschreibung. Besteht für die X-GmbH

für 07 ein Zuschreibungswahlrecht, bzw. eine Zuschreibungspflicht ?

Aufgaben zur Bewertung

1) A. Reff eröffnet am 2.1 .01 eine Restaurationswerkstatt für alte Möbel. Aus Erfahrung weiß  Reff, 

daß er regelmäßig Edelhölzer zu Anschaffungskosten i.H.v. 60.000 DM auf Lager haben muß. 

Am 1 .2.01 kauft Reff Edelhölzer zu AK von 16.000 DM und am 1 .9.01 zu AK von 22.000 DM. 

Weitere Einkäufe wurden nicht getätigt, der laufende Holzverbrauch wurde auch nicht erfaßt. Reff 

wünscht Festwertbildung.

2) Wie 1), jedoch erwirbt Reff am 1.3.02 Edelholz zu AK von 28.000 DM und am 1.8.02 zu AK von 
8.000 DM.

3) O. Kurz betreibt seit 15 Jahren eine Restaurationswerkstatt für alte Möbel. Im Jahr 16 will Kurz z. 
31 .12.16 Festwertbildung. Erfahrungsgemäß benötigt Kurz regelmäßig Hölzer im Wert von 
80.000 DM netto.

a) zum 31 .12.16 hat Kurz Edelhölzer zu AK von 110.000 DM auf Lager

b) zum 31 .12.16 hat Kurz Edelhölzer zu AK von 70.000 DM auf Lager

4)
A. Reff hatte seit 31 .12.01 einen Festwert von
130.000 DM

 
Wert zum 31 .12.04 It. Überprüfung



156.000 DM

Folgende Ersatzbeschaffungen wurden vorgenommen: 

in 04 









16.000 DM 

in 05 









14.000 DM

5)
Der Kohlengroßhändler A. Reff handelt ausschließlich mit Eierbriketts und tätigt in 01 folgende 
Einkäufe: 








Ztr.


Preis/Ztr. 


1 .4.




800


1 ,95 


1 .5.


    
    2.800

2,05

1 .9.



    1.600

1,75

1.11.



    4.000
       2,15

Lt. Inventur befinden sich am 31.12.01  2.400 Ztr. auf Lager. Aus welchen Einkäufen sich der 

Bestand zusammensetzt läßt sich nicht mehr feststellen. Der Marktpreis für Eierbriketts beträgt zum

31.12.01: 
a) 2,12 DM 

b) 1,97 DM

6)
A. Reff ist Textilhändler und hat durch Inventur den Bestand an Herrenanzügen zum 31 .12.01 

mit 
500 Stück ermittelt. Der Bestand stammt aus nachstehenden Einkäufen, die Zuordnung der 
einzelnen Anzüge ist nicht mehr nachvollziehbar.






Menge


Preis/Stück in DM

 
1 .2.

300



175 


1 .4.

240



180 


1 .9.

400



155 


1.12.

600



165

7)
A. Reff handelt mit Weizen. Der per Inventur festgestellte Bestand beträgt 500 t. In 01 wurden 
folgende Einkäufe getätigt:

 




Menge


Preis/t in DM

 

1 .3.

1.600


   950 


1 .9.

   500


1.050

1.12.

   200


1.000

Ermitteln Sie den Bilanzansatz nach der Fifo-Methode.

8)
Wie Fall 7), jedoch soll der Bilanzansatz nach der Lifo-Methode ermittelt werden

9)
Wie Fall 5), jedoch soll der Bilanzansatz nach: 


a) Fifo-Methode 


b) Lifo-Methode 
ermittelt werden.

10) A. Reff handelt mit Kühlschränken. Vom Typ K 10 hat er zum 31 .12.01 noch 360 Stück auf 

Lager. In 01 wurden folgende Einkäufe getätigt:






Menge


Preis/Stück in DM

 AB
1.1.01

400



170 


1.5.


300



130 


1.7.


200



184 


1.8.


400



156 


1.9.


240



140

Anwendung der Hifo-Methode

11) Ulla Schön handelt mit Damenmäntel. Per Inventur wurde z. 31.12.01 ein Bestand zu 
Verkaufspreisen von 135.000 DM festgestellt. Der Kalkulationszuschlag beträgt 80 %.

12) Wie Fall 11), jedoch hatte Frau Schön die Preise wegen Verkaufsprobleme um 20 % 

herabgesetzt. Der Endbestand zu Verkaufspreisen beträgt nun 108.000 DM.

Lösungen zum BilStR Buchführungs- u. Aufzeichungsvorschriften

1) 
- Die Formen d. Bf einschließlich d. angewandten Verfahren müssen den GoB entsprechen § 146 


  Abs. 5 AO , vgl. auch H 29 GoB EStR


- insbes. müssen die Daten während der Dauer d. Aufbewahrungsfrist verfügbar sein

2)
- Grundbuch


- KK-Buch

3) - die Daten müssen während d. Dauer d. Aufbewahrungsfrist verfügbar u. innerhalb angemessener 
  

  Zeit lesbar sein § 146 Abs. 5 AO

4)
vgl. § 147 Abs. 4 AO

5)
die Bf wird ordnungswidrig wenn die Unterlagen innerhalb d. Aufbewahrungsfrist verlorengehen.

6)
Wie Fall 5), auf das Verschulden kommt es nicht an

7)
Alle gewerblichen Unternehmer, vgl. § 143 AO 

8)
ja, vgl. § 146 Abs. 6 AO

9)
- Ermittlung d. Bestände nach Art. Menge u. Wert m. Hilfe mathematisch-statistischer Methoden


- das Verfahren muß den GOB entsprechen


- der Aussagewert d. Stichprobeninventur muß dem Aussagewert einer körperlichen Bestands-

  aufnahme gleichkommen, vgl. § 241 HGB

10)
WB 1.12.01




50.000

         +
WE Dez. 01 


38.000

         -
WV Dez. 01    30.000


          - 33 1/3 
    10.000
20.000

WB z. 31.12.01



68.000

11)

WB    28.2.02


50.000

         -
WE
    28.2.02


38.000

         +
WV    28.2.02  30.000

                         - 20 %   6.000
24.000


WB z. 31.12.01
  

36.000

12)
WB Anzüge 1.11.01

100.000

WB Sakkos 15.11.01

80.000

         +
WE 2.11.-31.12.01
  40.000         +
WE 16.11.-31.12.01


30.000

         - WV   2.11.-31.12.01

         
   -
WV 16.11.-31.12.01





60.000









40.000


 25 % -
15.000

  
  45.000
 

50 % -
20.000


20.000

WB 31.12.01

  
  95.000








90.000

13)
15 x 50 x 1,10 DM = 825 DM    AK = TW (beizulegender Wert)


750 - 30 = 720

      AK /Glas    =    
825
= 1,1458 DM






720

    

Lösungen zur Werterhellung

1)
drohende Kündigung in 05 + 06
=
wertbeeinflussende Tatsache


tatsächliche Kündigung in 07
=
werterhellende Tatsache, d.h. Rückstellungsbildung in 07 










zulässig vgl. BStBl. 72 II 943

2)
Der Konkursgrund war mit Sicherheit schon am Bilanzstichtag = werterhellende Tatsache gegeben, d.h. es ist eine WB vorzunehmen,


EWB 


160.000
/
Ford.

160.000

3)
Da Y erst nach Bilanzaufstellung vom Konkurs erfahren hat, war die Bilanzerstellung 
ordnungsgemäß. Falls jedoch X bei Bilanzaufstellung die Konkursgefährdung hätte kennen

 müssen, wäre die Bilanz zu berichtigen.

4)
Die PWB ist nicht zulässig, es handelt sich um eine wertaufhellende Tatsache.

5)
Die PWB ist nur i.H.v. 20.000 DM möglich, vgl. Bd F-Schreiben v. 29.4.74

6)
Die PWB kann beibehalten werden

7)
Eine RS-Bildung ist nicht zulässig, da der Anspruch noch nicht geltend gemacht ist, vgl. 

§ 5 Abs. 3 
EStG

8)
Die Kündigung stellt eine wertaufhellende Tatsache dar (= tatsächliche Laufzeit = 5 Jahre)


BW 1.1.07




28.000
(der richtige Buchwert wäre bei 5 Jahren Laufzeit 16.000)


./. planmäßige AfA 07

  8.000


./. außerplanmäßige AfA
12.000


BW 31.12.07


  
  8.000

9)
Der Ausgleichsanspruch entsteht mit Kündigung des Vertragsverhältnisses = 31.12.09 vgl. BStBl. 
69 II S. 487 + 581


BS: bei A. Reff
Aufwand
100.000
/
Ausgleichsverb.
115.000






noch nicht
  15.000






anrechenbare






VSt

10)
Die Bilanz wurde zwar nicht rechtzeitig fertiggestellt, d.h. die Wertaufhellungstheorie ist nicht 
anzuwenden. Dennoch RS-Bildung notwendig, da drohender Verlust aus schwebendem Geschäft 
vorliegt.

11)
31.12.03
keine Forderung, da keine werterhellende Tatsache 


31.12.04
Angebot d. Versicherung ist werterhellende Tatsache


BS:


Versicherungsanspruch
150.000
/
Ertrag a. Versicherung
150.000


31.12.05
keine Buchung

    +
31.12.06

      
    2.1.07
Bank 
/
Versicherungsanspruch

Lösung zu Bilanzierungsgrundsätzen


Erläuterung
Vorschrift HGB
Gebot
Verbot
Wahlrecht
Gewinnauswirkung

a)
Bürgerlich-rechtlicher

Eigentümer ist die Haus-

bank, entscheidend ist je-

doch die wirtschaftliche

Zugehörigkeit, vgl. § 39 Abs.2 AO
§ 246 Abs.1
x


-------

b)
Die Kommissionsware ist

beim Kommitenten zu er-

fassen, da dieser wirt-

schaftlicher Eigentümer ist, vgl.§ 39 Abs.2 AO


x

-------

c)
Die Ingangsetzungsauf-

wendungen stellen eine

Bilanzierungshilfe dar,

Wahlrecht zur Aktivierung

und dann Abschreibung zu

1/4
§§ 269 i.V.m.

282 


x
-------

d)
Die X-GmbH ist wirtschaft-

licher Eigentümer, vgl.

§ 39 Abs.2 AO
§ 246 Abs.1
x


-------

e) 
Keine Bilanzierung, da un-gewiß ist, ob den Ausgaben

überhaupt Erträge gegen-

überstehen werden
§ 250 Abs.1 u.2

x

-   80.000

f)
Die ausstehenden Einlagen

sind vor dem Anlagevermö-gen mögen gesondert aus-zuweisen
§ 272 Abs.1
x


-------

g)
Gründungskosten dürfen

ausdrücklich nicht bilanziert

werden und sind als Auf-

wand zu erfassen
§ 248 Abs.1

x

-   15.000

h)
Die Aufzählung der RS-

möglichkeiten ist abschlie-

ßend und RS für Erweiter-

ungen sind nicht aufgeführt
§ 249 Abs.1
 
x

+   250.000

i)
Ansatzverbot für selbstge-

schaffene immaterielle WiGü
§ 248 Abs.2

x

-   150.000

j)
Rückstellungszwang für

unterlassene Instandhaltung
§ 248 Abs.1

Nr.1
x


-   70.000

k)
handelsrechtlich Wahlrecht
§ 249 Abs.2


x
------

l
handelsrechtlich Wahlrecht
§ 250 Abs.3


x
-   2.000

m
Aktivierungszwang, Voll-

ständigkeitsgebot
§ 246 Abs.1
x


------


handelsrechtliches Ergebnis




-   167.000









Ableitung des steuerlichen Gewinns aus der Handelsbilanz, vgl. § 60 Abs.2 EStDV:

Handelsbilanzergebnis


-   167.000 DM

Ingangsetzungsaufwendungen   -    120.000 DM

Steuerbilanzergebnis

       -   287.000 DM

Lösungen zur Maßgeblichkeit und Zuschreibung

Fall 1)

a) Die OHG hatte das Mietwohngrundstück mit 1,66% jährlich abgeschrieben. Dies ist handels-

rechtlich zulässig, da die Abschreibung auf die Lebensdauer der Normalfall ist, vgl. 

§ 253 Abs.2 HGB .

Steuerrechtlich ist das Wohngebäude mit 2% jährlich abzuschreiben, vgl. § 7 Abs.4 S.1 Nr.2a

EStG (im Steuerrecht ist die ND f. Gebäude max. 50 Jahre).

Durchbrechung der Maßgeblichkeit, d.h. soweit eine Handelsbilanz u. eine Steuerbilanz

aufgestellt wird, zwei verschiedene Wertansätze. Will die OHG nur eine Bilanz aufstellen, muß der Handelsbilanzansatz an den Steuerbilanzansatz angeglichen werden.

b) Gem. § 255 Abs.4 S.1 HGB hat die OHG ein Wahlrecht, ob sie das aufgewandte Entgelt sofort

als Betriebsausgabe ansetzt oder den Firmenwert aktiviert und grs. in jedem folgenden WJ

mit mindestens ¼ abschreibt. Die planmäßige Verteilung auf 10 Jahre ist zulässig, vgl.

§ 255 Abs.4 S.3 HGB.

Steuerrechtlich muß der Firmenwert aktiviert, vgl. § 5 Abs.2 EStG und auf 15 Jahre abgeschrie-ben werden, vgl. § 7 Abs.1 S.3 EStG.

Durchbrechung der Maßgeblichkeit, d.h. soweit eine Handelsbilanz u. eine Steuerbilanz

aufgestellt wird, zwei verschiedene Wertansätze. Will die OHG nur eine Bilanz aufstellen, muß 

der Handelsbilanz-Ansatz an den Steuerbilanzansatz angeglichen werden.

c) Die Abschreibung eines GWG auf die tatsächliche Nutzungsdauer ist handelsrechtlich zulässig,

vgl. § 253 Abs.2 HGB.

Steuerrechtlich besteht ein Wahlrecht, ob Sofortabschreibung nach § 6 Abs.2 EStG oder Ab-

schreibung auf die betriebsgewöhnliche ND , vgl. § 7 Abs.1 S.2 EStG, vorgenommen wird.

Das Maßgeblichkeitsprinzip ist anzuwenden,  da das steuerrechtliche Wahlrecht bei der 

handelsrechtlichen Jahresbilanz nicht ausgeübt wurde, vgl. § 5 Abs.1 S.1 + S. 2 EStG. Der

Handelsbilanzwert ist in die Steuerbilanz zu übernehmen.

d) Die Sofortabschreibung in der Handelsbilanz nach § 6 Abs.2 EStG ist zulässig, vgl. § 254 HGB.

Steuerrechtlich besteht ein Wahlrecht, ob Sofortabschreibung nach § 6 Abs.2 EStG oder Ab-

schreibung auf die betriebsgewöhnliche ND , vgl. § 7 Abs.1 S.2 EStG, vorgenommen wird.

Bei Vorliegen eines steuerrechtlichen Wahlrechts muß dieses in der Handelsbilanz und Steuer-

bilanz übereinstimmend angewandt werden. Das Maßgeblichkeitsprinzip ist anzuwenden, 

vgl. § 5 Abs.1 S.1 + S. 2 EStG. Der Handelsbilanzwert ist in die Steuerbilanz zu übernehmen.

e) Es liegt handelsrechtlich eine abzugsfähige Betriebsausgabe vor, da aus betrieblichem Anlaß

ein Geschenk an einen Geschäftsfreund gemacht wurde, d.h. die Behandlung als Betriebs-

ausgabe ist handelsrechtlich richtig.

Steuerrechtlich liegt zwar auch eine Betriebsausgabe vor, aber wegen § 4 Abs.5 EStG 

steuerlich nicht abzugsfähig. Es handelt sich um eine Durchbrechung des Maßgeblichkeits-

prinzips der handelsrechtlichen G+V für die steuerrechtliche G+V. Systematisch richtig

wäre es, die nicht abzugsfähige Betriebsausgabe in der steuerrechtlichen G+V zu belassen

und außerhalb der Bilanz dem Gewinn hinzuzurechnen (Behandlung wie bei KapGes).

Fall 2)

1) Lt. Sachverhalt wurde der Spezialtransporter in der Handelsbilanz und Steuerbilanz wie

folgt angesetzt:

Zugang 01







360.000 DM

./. AfA 01 – 03   3 x 60.000 DM


180.000 DM

./. außerplanmäßige AfA 03



  45.000 DM

Restwert 31.12.03 = Teilwert


135.000 DM

./. AfA 04 (135.000 DM : 3 Jahre)
        45.000 DM


Restwert 31.12.04  





  90.000 DM

Die Abschreibungspflicht ergibt sich handelsrechtlich aus § 253 Abs.2 S.3 HGB und steuer-

rechtlich nach § 7 Abs.1 EStG. 

Beurteilung der Bilanzansätze für 03

Handelsrechtlich besteht beim Anlagevermögen ein Wahlrecht zum Ansatz mit dem niedrigeren

Wert, vgl. § 253 Abs.2 S.3 HGB (=gemildertes Niederstwertprinzip), vorausgesetzt der Wert-

verlust ist nicht von Dauer, davon kann nicht ausgegangen werden. Somit ist der Ansatz in der

Handelsbilanz zulässig.

Steuerrechtlich rechtfertigt der Sachverhalt einen Teilwertabschlag, der von Reff in einem

vernünftigen Rahmen geschätzt werden kann, vgl. R 35a EStR. Da in der Handelsbilanz

der niedrigere Wert angesetzt wurde, ist in der Steuerbilanz wegen des Maßgeblichkeitsprinzips

der niedrigere Teilwert von 135.000 DM zwingend vorgeschrieben. Alte Lösung !!!

Gem. § 6 Abs.1 Nr. EStG darf der niedrigere Teilwert nur dann angesetzt werden, wenn eine

dauernde Wertminderung vorliegt. Da dies nicht der Fall ist, ist steuerrechtlich eine TW-Ab-

schreibung nicht vorzunehmen.

Beurteilung der Bilanzansätze für 04


Handelsrechtlich darf gem. § 253 Abs.5 HGB der niedrigere Wertansatz beibehalten werden,

 
auch wenn die Gründe dafür nicht mehr bestehen. Der Restwert von 135.000 DM ist dann auf


die Restnutzungsdauer v. 3 Jahren zu verteilen, vgl. obige Berechnung. Der Bilanzansatz in


der Handelsbilanz i.H.v. 90.000 DM ist zulässig.


Steuerrechtlich besteht grs. ein Wertaufholungswahlrecht, vgl. § 6 Abs.1 Nr.1 S.4 EStG.


Wegen § 5 Abs.1 S.1 + 2 EStG gilt der Maßgeblichkeitsgrundsatz, d.h. der Wert der Handels-

bilanz ist auch in der Steuerbilanz anzusetzen. Alte Lösung
Das steuerliche Wertaufholungswahlrecht ist durch das strikte Wertaufholungsgebot, vgl. § 6 Abs.1 Nr.1 S.4 EStG, ersetzt worden (StEntlG).  Da eine TW-Abschreibung nicht zulässig 

war, erfolgt auch keine Wertaufholung.

Beurteilung der Bilanzansätze für 03

2) Gem. § 279 Abs.1 S.2 HGB darf eine vorübergehende Wertminderung nicht zu einem

niedrigeren Bilanzansatz führen. Die steuerlich zulässige Teilwertabschreibung stellt

somit eine nur steuerliche Abschreibung i.S.d. § 254 HGB dar, d.h. daß die steuerliche

Geltendmachung auch in die Handelsbilanz zu übernehmen ist  (umgekehrte Maßgeb-

lichkeit). Das steuerliche Wahlrecht wird zu einem handelsrechtlichen Wahlrecht.

Der handelsrechtliche Wertansatz i.H.v. 135.000 DM ist zulässig.

Der steuerrechtliche Wertansatz i.H.v.  135.000 DM ist zwingend vorgeschrieben, da

auch bei der umgekehrten Maßgeblichkeit die Steuerbilanz von der Fassung der

Handelsbilanz abhängig bleibt. Alte Lösung !!!
Da nach der neuen Regelung kein steuerliches Abschreibungswahlrecht vorliegt, kann das

handelsrechtliche Abschreibungswahlrecht nicht ausgeübt werden, d.h. die außerplanmäßige

Abschreibung ist nicht zulässig.

Beurteilung der Bilanzansätze für 04

Handelsrechtlich besteht für KapGes gem. § 280 Abs.1 HGB grs. ein Wertaufholungs-

gebot. Sind jedoch die Voraussetzungen nach Abs.2 gegeben, so besteht ein Wahlrecht.

Im konkreten Fall besteht grs. Zuschreibungswahlrecht nach § 6 Abs.1 Nr.1 S.4 EStG

und  Voraussetzung für die Beibehaltung des niedrigeren Werts in der Steuerbilanz ist,

daß dieser niedrigere Wert auch in der Handelsbilanz beibehalten wird, denn würde in

der Handelsbilanz zugeschrieben, müßte auch in der Steuerbilanz zugeschrieben werden.

Alte Lösung !!! 

Nach der neuen Regelung liegt ein striktes Wertaufholungsgebot im Steuerrecht vor, d.h.

es gilt somit auch das handelsrechtliche Wertaufholungsgebot.

Handelsrechtlich ist somit wieder auf 135.00.000 DM zuzuschreiben.

Steuerrechtlich ist wegen des Wertaufholungsgebots wieder auf 135.000 DM zuzuschreiben..

Fall 3)


Für 07 ist in der Handelsbilanz eine Zuschreibung i.H.v. 6.000 DM vorzunehmen, vgl.


§ 280 Abs.1 HGB. Diese Zuschreibung hat steuerlich keine Auswirkung. Hinsichtlich der


Zuschreibung bis 84.000 DM besteht in der Handelsbilanz und Steuerbilanz ein Wahlrecht,


vgl. § 280 Abs.2 HGB. Soweit zugeschrieben wird, ist dieses Wahlrecht einheitlich auszu-

üben, vgl. § 5 Abs.1 S.2 HGB. Alte Lösung.
Nach der neuen Regelung liegt ein striktes Wertaufholungsgebot im Steuerrecht vor, d.h.

es gilt somit auch das handelsrechtliche Wertaufholungsgebot. In beiden Bilanzen ist eine

Aufholung bis 84.000 DM durchzuführen.

Lösungen zu den Bewertungsaufgaben

1) 
Fälle d. erstmaligen Festwertbildung bei Betriebsneugründung


BS 1.2.01

Festwertkto. Edelhölzer

16.000

/
Fiko

16.000


BS 1.9.01

Festwertkto. Edelhölzer

22.000

/
Fiko

22.000


Bilanzansatz 31.12.01








38.000 DM


solange bis der Festwert v. 60.000 DM erreicht wird.

2)
BS 1.3.02

Festwertkto. Edelhölzer

22.000

/
Fiko

22.000


Aufwand


  

  6.000

/
Fiko

  6.000


BS 1.8.02



Aufwand


  

  8.000

/
 Fiko

  8.000 

3)
a) Buchwert > Festwert


Festwertkto. Edelhölzer

80.000

/
Edelhölzer
80.000


Aufwand




30.000

/
Edelhölzer
30.000


b) Buchwert < Festwert


Festwertkto. Edelhölzer

70.000

/
Edelhölzer
70.000

4)
Der neue Wert weicht um mehr als 10 % ab, vgl. R 31 Abs. 4 EStR, d.h. neuer Festwert = 156.000 DM


BS 04: Festwertkto. Edelhölzer 
16.000

/
Fiko

16.000


BS 05: Festwertkto. Edelhölzer
10.000

/
Fiko

10.000


           Aufwand 

  

  4.000

/
Fiko

  4.000 

5) Durchschnittsbewertung gem. R 36 Abs.4 EStR, beachte jedoch § 253 Abs. 1 u. 2, 255 Abs. 1 

HGB


18700 = 2,03 x 2400 = 4872


 9200


a) Marktpreis > ( - Preis, somit keine Abschreibung auf beizulegendem Wert


b) Marktpreis < ( - Preis, somit Ansatz zum niedrigeren beizulegenden Wert,


vgl. § 253 Abs. 3 S. 1 HGB, nach StR § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG, jedoch Maßgeblichheit HB f. d. StB 
nach § 5 Abs. 1 EStG.


1,97 x 2400 = 4728 DM

6)
Gruppenbewertung mit Durchschnitt, vgl. R 36 Abs. 4 EStR


256.700 = 166,69 ( - AK / Herrenanzüge


   1540


500 x 166,69 = 83.345 Bilanzansatz

7)
FiFo-Methode


1.9.
300 x 1.050 = 315.000


1.12.
200 X 1.000 = 200.000
 


500
          
    515.000

8)
Lifo-Methode


1.3.
500 x    950 = 475.000

9)
a) Fifo-Methode


1.11.
2400 à 2,15


aa) 2,15 > 2,12
  2400 x 2,12 = 5088 ( - Bewertung wäre besser


ab) 2,15 > 1,97
  2400 x 1,97 = 4728


b) Lifo-Methode


1.4. 
  800 x 1,95
1560


1.5

1600 x 2,05
3280


ba)




4840 < 5088


bb)




4840 > 4728 nicht zulässig

10)
Hifo-Methode


1.5.
300 x 130 =
39.000


1.9.
  60 x 140 =
  8.400





47.400

11)
Retrograde Wertermittlung vgl. R 36 Abs. 2  EStR


AK des SB


1. Methode:
HSp = 80 x 100 = 44,4444 x 135.000 = 60.000




              
180                       -     60.000






 


      AK =  75.000 = Bilanzansatz


2. Methode:
135.000 = 180 % = VP
135.000 x 100 = 75.000





      ?      = 100 % = EP


    180

12) 

Ladenhüterbewertung vgl. § 6 Abs.1 Nr.2 S.2 EStG, R 36 Abs.2 S.4 – 6 EStR

135.000
108.000 x 100 = 55.555 DM  =  Teilwert



- 27.000

          180



108.000



















Hinsichtlich der Ermittlung der Wertigkeit beweglicher WiGü des Sachanlagevermögens (sog. Anhaltewert) sind nur steuerlich zulässige lineare und degressive Af’A zu berücksichtigen, d.h. erhöhte AfA und Sonderabschreibungen dürfen bei der Ermittlung des Anhaltewerts nicht berücksichtigt werden











Festwertbildung ist möglich bei WiGü des Sachanlagevermögens und bei Roh-Hilfs- und Betriebsstoffen














Bei Pensionsrückstellungen für Altzusagen (vor dem 1.1.1987) und deren späterer Erhöhung besteht sowohl handelsrechtliche als auch steuerrechtlich Passivierungswahlrecht
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